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Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
Zugriffsverbote: § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG

• Tötungs- und Verletzungsverbot

• Störungsverbot

• Zerstörungs- und Beschädigungsverbot

Legalausnahmen: § 44 Abs. 5 S. 1, 2 Nr. 1, 3 BNatSchG

• Signifikanz-Kriterium beim Tötungs- und Verletzungsverbot

• Ökologischen Funktion beim Zerstörungs- und Beschädigungsverbot

Ausnahme: § 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 4, 5, S. 2 bis 3 BNatSchG

• Öffentliche Sicherheit/überwiegendes öffentliche Interesse (Ausnahmegrund), 
Alternativenprüfung, keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022

Zugriffsverbote: § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG

• Tötungs- und Verletzungsverbot

• Störungsverbot

• Zerstörungs- und Beschädigungsverbot

Legalausnahmen: § 44 Abs. 4 S. 1, 2 Nr. 1, 3 BNatSchG

• Signifikanz-Kriterium beim Tötungs- und Verletzungsverbot

• Ökologischen Funktion beim Zerstörungs- und Beschädigungsverbot

Ausnahme: § 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 4, 5, S. 2 bis 3 BNatSchG

• Öffentliche Sicherheit/überwiegendes öffentliche Interesse, Alternativenprüfung, keine 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Signifikanz-Kriterium

Rechtsrahmen: 

• § 44 Abs. 5 S. 1, 2 Nr. 1 BNatSchG

Sinn und Zweck:

• „unvermeidbarer Verlust einzelner Exemplare durch ein Vorhaben“ soll nicht 
„automatisch und immer“ gegen das Verbot verstoßen (BT-Drs. 18/11939, S. 17) 

Reglungsinhalt:

• Tatbestandsausschluss des Tötungs- und Verletzungsverbotes bei nicht signifikant 
erhöhtem Tötungs- und Verletzungsrisiko



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Signifikanz-Kriterium 

Rechtsrahmen: 

• § 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG 

Sinn und Zweck: 

• „Beschleunigung der Genehmigungsverfahren“ (BT-Drs. 20/2354, S. 25)

Regelungsinhalt: 

• Festlegung von Abständen zwischen WEA und Brutplätzen kollisionsgefährdeten 
Brutvogelarten und die damit verbunden Rechtsfolgen für die Bewertung des 
Signifikanzkriteriums



Einschub: Liste 
kollisionsgefährdeter 
Brutvogelarten

◦ Rechtswirkung der Liste ?

◦ „abschließende Auflistung kollisionsgefährdeter und daher 
insoweit prüfungsrelevanter Brutvogelarten“ (BT-Drs. 20/2354, 
S. 25).

◦ In der Rechtsprechung noch nicht abschließend geklärt:

◦ Einerseits die Ausführungen des OGV BE-BB, Urt. v. 19.9.2023 –
OVG 3a A 73/23, juris Rn. 63:
„Im Übrigen ist […] nicht erkennbar, dass der Habicht […] einem 
signifikant erhöhten Kollisionsrisiko ausgesetzt wird, denn er ist 
weder im […] herangezogenen Windkrafterlass noch in den […] 
Abstandsempfehlungen der LAG VSW noch im 
Signifikanzrahmen […] und auch nicht in der Anlage 1 zu § 45b 
BNatSchG als gefährdet benannt. Das gilt auch für die nach 
Auffassung des Klägers zu berücksichtigenden Arten 
Mäusebussard und Sperber.“

◦ Andererseits die Ausführungen des OVG SN, Beschl. v. 22.6.2023 
– 1 B 290/22,  juris Rn. 36:
„die […] Rechtsverletzung hinsichtlich des Mäusebussards 
[scheidet] bereits deshalb aus, weil es sich nicht um eine 
kollisionsgefährdete Brutvogelart nach Abschnitt 1 der Anlage 1 
handelt“

◦ Wie OVG SN auch OVG NW,  Urt. v. 29.11.2022 – 22 A 1184/18, 
juris Rn. 228 ff.



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Signifikanz-Kriterium 

Abstand zw. WEA und Brutplatz < Nahbereich

• Rechtsfolge: Tötungsrisiko ist signifikant erhöht

Nahbereich < Abstand zw. WEA und Brutplatz < zentraler Prüfbereich

• Rechtsfolge: widerlegbare Vermutung, dass Tötungsrisiko signifikant erhöht ist

Zentraler Prüfbereich < Abstand zw. WEA und Brutplatz < erweiterter Prüfbereich

• Rechtsfolge: widerlegbare Vermutung, dass Tötungsrisiko nicht signifikant erhöht ist

Erweiterter Prüfbereich < Abstand zw. WEA und Brutplatz

• Rechtsfolge: Tötungsrisiko ist nicht signifikant erhöht



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Signifikanz-Kriterium 

Vermutungsregel: Tötungsrisiko signifikant erhöht

• Nahbereich < Abstand zw. WEA und Brutplatz < zentraler Prüfbereich

• Widerlegung: HPA/Schutzmaßnahme

Vermutungsregel: Tötungsrisiko nicht signifikant erhöht

• Zentraler Prüfbereich < Abstand zw. WEA und Brutplatz < erweiterter 
Prüfbereich

• Widerlegung: erhöhte Aufenthaltswahrscheinlichkeit und kein Auschluss
durch Schutzmaßnahmen



Einschub: Liste der 
Schutzmaßnahmen

Rechtswirkung?

Kein Hinweis in der Gesetzesbegründung 
(BT-Drs. 20/2534, S. 25 f.)

Abschließende Aufzählung der Schutzmaßnahmen und 
abschließende Festlegung der Methodik?

Nach OVG NW, Urt. v. 24.8.2023 – 22 A 793/22, juris Rn. 97, 99 
ist dies nicht der Fall:

„Zwar beschreibt der Abschnitt 2 „Schutzmaßnahmen“ […] 
nunmehr für die „Abschaltung bei landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftungsereignissen“ einen eigenen fachlich 
anerkannten Mechanismus […]. Dies besagt […] allerdings nicht, 
dass nicht auch ein anderer Abschaltmechanismus fachlich 
anerkannt sein kann“ (Rn. 97)

„die beispielhafte Aufzählung von Schutzmaßnahmen nach 
Abschnitt 2 der Anlage 1 [kann] auch nicht als abschließende 
Konkretisierung einzelner Standardmaßnahmen […] verstanden 
werden“ (Rn. 99)



Rechtsprechung in Leitsätzen: 
§ 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG

OVG BW, Urt. v. 31.8.2023 – 14 S 2140/22, juris:

Die sich ausschließlich auf das individuenbezogene Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
beziehende Regelung des § 45b Abs. 3 BNatSchG i. V. m. Anlage 1 Abschnitt 1 der Anlage zu § 45b 
Abs 1 bis 5 BNatSchG kommt im Rahmen der habitatbezogenen Natura 2000-
Verträglichkeitsvorprüfung nicht zur Anwendung.

→ Bei der Bewertung von Beeinträchtigung im Sinne von §§ 33, 34 Abs. 1, 2 BNatSchG findet 
die Methodik in § 45 BNatSchG keine Anwendung



Rechtsprechung in Leitsätzen: 
§ 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG

OVG NW, Urt. v. 24.8.2023 – 22 A 793/22, juris:

Die den Betrieb von Windenergieanlagen an Land betreffende Sondervorschrift des § 45b Abs. 1 
bis 6 BNatSchG findet im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung auch noch im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren (erstmalig) Anwendung, wenn der Vorhabenträger dies 
nach § 74 Abs. 5 BNatSchG verlangt. Dem steht insbesondere der Wortlaut von § 74 Abs. 4 und 5 
BNatSchG nicht entgegen; dieser ist vielmehr auslegungsoffen (Bestätigung der 
Senatsrechtsprechung). (LS 2)

→ Anwendung der Regelungen über die fachliche Bewertung auch noch im Gerichtsverfahren

Ein signifikant erhöhtes Kollisionsrisiko besteht für den Uhu regelmäßig nicht, wenn der Abstand 
zwischen der Rotorunterkante einer Windenergieanlage und dem Erdboden mehr als 90 m 
beträgt; mögliche Ansitzwarten in Bäumen ändern hieran nichts. (LS 5)



Rechtsprechung in Leitsätzen: 
§ 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG

OVG RP, Urt. v. 30.3.2023 – 1 C 10345/21.OVG, juris:

Das Fehlen einer aussagekräftigen Raumnutzungsanalyse rechtfertigt nicht die Ablehnung des 
Genehmigungsantrags, wenn eine signifikante Risikoerhöhung durch fachlich anerkannte 
Schutzmaßnahmen hinreichend gemindert werden kann (§ 45b Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG). (LS 2)

→Ausschluss des Tötungsrisikos im Nahbereich alternativ möglich 

OVG BW, Beschl. v. 19.12.2022 – 10 S 2295/22, juris:

Zur Frage der Erforderlichkeit der Ausweitung einer zum Schutz windkraftsensibler Vogelarten 
verfügten pauschalen Abschaltung von fünf Windkraftanlagen (Zeitraum vom 01.03. - 15.09. 
eines Jahres von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang) auf die Zeit von Mitte September bis Ende 
Oktober sowie auf die Zeit der Morgen- und Abenddämmerung (LS, Rn. 17 ff.)

→ Rotmilan: Keine Abschaltung in der Morgen- und Abenddämmerung (wohl) vertreterbar 
ebenso Zeitraum von 1. März bis 15. September



Rechtsprechung in Leitsätzen: 
§ 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG

OVG NW, Urt. v. 29.11.2022 – 22 A 1184/18, juris:

Nach § 45b Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG und dem dort vorausgesetzten Abstand zum Brutplatz genügt zur 
Herabsetzung des Tötungsrisikos für den Rotmilan unter die Signifikanzschwelle in der Regel bereits 
eine der dort aufgeführten Schutzmaßnahmen. (LS 2)

→ Im zentralen Prüfbereich ist Anwendung einer Schutzmaßnahme zur Verringerung des 
Tötungsrisikos aussreichend

VG Sigmaringen, Urt. v. 30.9.2022 – 14 K 1208/20, juris:

Zur Widerlegung der Regelvermutung des § 45b Abs. 4 Satz 1 BNatSchG ist eine deutlich erhöhte 
Aufenthaltswahrscheinlichkeit der Exemplare der kollisionsgefährdeten Brutvogelart, die einen im 
erweiterten Prüfbereich befindlichen Brutplatz nutzen, im Gefahrenbereich […] erforderlich. Dass sich 
[…] Windenergieanlage in einem sogenannten Dichtezentrum der Art befindet, reicht zur Widerlegung 
der Vermutung allein nicht aus.

→ Im erweiterten Prüfbereich folgt eine deutlich erhöhtes Tötungsrisiko nicht bereits aus der 
Tatsache, dass sich WEA in einem Dichtezentrum befindet



Einschub: Rechtsprechung in Leitsätzen zu 
§ 45b Abs. 7 BNatSchG

OVG BW, Urt. v. 20.12.2023 – 14 S 219/23, juris LS 1:

§ 45b Abs. 7 BNatSchG findet keine Anwendung, wenn Nistkästen im Zuge einer Maßnahme 
nach § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG angebracht werden, die der Vermeidung eines Verstoßes 
gegen § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG im Rahmen der Zulassung einer Windenergieanlage dienen. 
Dem Gedanken des § 45b Abs. 7 BNatSchG ist in diesen Fällen etwa im Rahmen der 
ökologischen Baubegleitung – durch die Herstellung eines möglichst großen Abstands zwischen 
Nisthilfen und WEA-Standort bei gleichzeitiger Wahrung des räumlichen Zusammenhangs –
Rechnung zu tragen.

→ Verbot, Nisthilfen um WEA zu errichten, findet keine Anwendung auf Schutzmaßnahmen



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Ausnahme

Ausnahmegrund

• Öffentliche Sicherheit und überwiegendes öffentliche Interesse 

• (p.) restriktive Auslegung durch EuGH und nicht in Art. 9 VRL genannt

Alternativenprüfung

• „zumutbare Alternativen sind nicht gegeben“ 

• (p.) Suchraum

Keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes

• (p.) Bezugspunkt der Population

Ermessen

• (p.) Anspruch auf Erteilung der Ausnahme bei vorliegenden der Tatbestandsmerkmale



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Ausnahme

Ausnahmegrund

• Öffentliche Sicherheit und überwiegendes öffentliche Interesse

• (p.) restriktive Auslegung durch EuGH und nicht in Art. 9 VRL genannt

Alternativenprüfung

• „zumutbare Alternativen sind nicht gegeben“ 

• (p.) Suchraum

Keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes

• (p.) Bezugspunkt der Population

Ermessen

• (p.) Anspruch auf Erteilung der Ausnahme bei vorliegenden der Tatbestandsmerkmale



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Ausnahmegrund

Rechtsrahmen:

• § 45b Abs. 8 Nr. 1 BNatSchG

Sinn und Zweck:

• Rechtssicherheit bei der Erteilung von Ausnahmen (BT-Drs. 20/2354, S. 26)

• Beachte: Änderung der Rechtslage aufgrund von Art. 3 Abs. 1 S. 1 VO (EU) 2022/2577 sog. 
Notfall-VO sowie Art. 16f RL (EU) 2023/2024

Regelungsinhalt:

• Der Betrieb von WEA dient der öffentlichen Sicherheit und liegt im überwiegenden öffentlichen 
Interesse



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Alternativenprüfung

Rechtsrahmen:

• § 45b Abs. 8 Nr. 2, 3 BNatSchG

Sinn und Zweck:

• Rechtssicherheit bei der Erteilung von Ausnahmen (BT-Drs. 20/2534, S. 26)

Regelungsinhalt:

• Standort innerhalb eines für WEA ausgewiesenen Gebietes: Innerhalb ausgewiesenen 
Gebietes

• Standort außerhalb eines für WEA ausgewiesenen Gebietes: 20 Kilometer Radius



Rechtsrahmen: Artenschutz und WEA
BNatSchG-Novelle 2022 – Erhaltungszustand

Rechtsrahmen:

• § 45b Abs. 8 Nr. 4, 5 BNatSchG

Sinn und Zweck:

• Rechtssicherheit bei der Erteilung von Ausnahmen (BT-Drs. 20/2534, S. 26)

Regelungsinhalt

• Keine Verschlechterung, wenn sich der Erhaltungszustand der lokalen Population nicht 
verschlechtert

• Keine Verschlechterung, wenn sich Erhaltungszustand aufgrund eines Monitorings nicht 
verschlechtert



Rechtsprechung: 
§ 45b Abs. 8 BNatSchG

OVG BY, Urt. v. 20.7.2023 – 22 A 22.40030, juris Rn. 49:

„Ferner hat der Beklagte sein Vorgehen in der mündlichen Verhandlung schlüssig wie folgt 
erläutert […]: Die Betrachtung der lokalen Population habe sich im vorliegenden Fall auf das 
Dichtezentrum beschränkt, da Dichtezentren kartiert seien und daher die Anzahl der Brutpaare 
des Rotmilans bekannt sei. Bei acht Brutpaaren sei nach einer Brutsaison eine 
Gesamtpopulation von 30 bis 40 Individuen vorhanden. Daraus ergebe sich, dass sich selbst 
dann, wenn einzelne Individuen durch den Betrieb der Windenergieanlage samt 
Kameraerkennungssystem zu Tode kämen, der Erhaltungszustand der lokalen Population nicht 
verschlechtern würde. Daher gebe es auch keine Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der 
Population im überörtlichen Bereich.“



Rechtsprechung: 
§ 45b Abs. 8 BNatSchG

OVG BY, Urt. v. 20.7.2023 – 22 A 22.40030, juris Rn. 50:

„Sollte das Vorbringen des Klägers […], dass der Rotmilan deutschlandweit auf der Vorwarnstufe 
stehe, dahin zu verstehen sein, es habe ein größerer überörtlicher Bereich zugrunde gelegt 
werden müssen, kann er auch damit nicht durchdringen. […] nach der Begründung des Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes (BT-Drs. 20/2354 S. 27 f.) [ist] für den 
Rotmilan bundesweit von einem Bestand von 14.000 bis 16.000 Exemplaren und von einer 
Nicht-Verschlechterung des Erhaltungszustands auszugehen. Diese Angaben werden durch die 
vom Beklagten in der mündlichen Verhandlung vorgelegte (aktuellere) Unterlage des 
Bundesamts für Naturschutz vom 30. Dezember 2022 bestätigt. Insofern ist nicht ersichtlich, 
weshalb sich der Erhaltungszustand – auch über die lokale Population sowie über die 
Landesebene hinaus – durch die vorliegend erteilte Ausnahme verschlechtern würde.“



Exkurs: Aktuelle Entwicklungen im 
Artenschutzrecht

-
Störungsverbot sowie

Beschädigungs- und Zerstörungsverbot



Störungsverbot 

Rechtsgrundlagen: Art. 12 Abs. 1 Buchst. b RL 92/43/EWG, Art. 5 Abs. 1 Buchst. d RL 
2009/147/EG, § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG

Geschützte Tierarten: wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und europäischen 
Vogelart, § 44 Abs. 1 Nr. 2, § 7 Abs. 2 Nr. 14, 12 BNatSchG

Verbotshandlung: erhebliche Störung, § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG

Privilegierung: Eingriffsvorhaben, gilt allerdings nicht im Falle der Betroffenheit von Anhang IV 
oder europäischen Vogelarten § 44 Abs. 5 S. 5 BNatSchG

Ausnahme: Ausnahmegrund, Alternativenprüfung, keine Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes, Art. 16 RL 92/43/EWG, Art. 9 2009/147/EG, § 45 Abs. 7 BNatSchG



Störungsverbot – Geschützte Tierarten

Problem: Welcher Maßstab gilt für naturschutzfachliche Bewertung „störempfindlich“, 
„störungsempfindlich“, „windenergiesensibel“, „windkraftempfindlich“?

◦ Listung in Abschnitt 1 der Anlage 1 zu § 45b Abs. 1 bis 5 BNatSchG? (-)
(OVG NW, Urt. v. 29.11.2022 – 22 A 1184/18, juris Rn. 245)

◦ Fachkonvention für Straßen? (-)
(OVG BW, Urt. v. 20.12.2023 – 14 S 218/23, juris Rn. 118)

◦ Berücksichtigung außerrechtlicher Maßstäbe wie Leitfäden und Hinweise 
(z.B. OVG BW Urt. v. 20.12.2023 – 14 S 218/23, juris Rn. 118)



Störungsverbot- geschützte Arten 
Rechtssprechungsüberblick

Nach OVG BW „naturschutzfachlich vertretbar“ keine erhebliche Störwirkungen durch den 
Betrieb auf Fledermäuse
(OVG BW Urt. v. 20.12.2023 – 14 S 218/23, juris Rn. 120) 

Nach OVG NW „naturschutzrechtliche vertretbar“ Raubwürger nicht störempfindlich
(OVG NW, Urt. v. 24.8.2023 – 22 D 201/22.AK, juris Rn. 163)

Nach OVG NW „naturschutzrechtlich vertretbar“ Wachtel nicht windenergiesensibel
(OVG NW, Urt. v. 24.8.2023 – 22 D 201/22.AK, juris Rn. 170 m.w.N. auf die Rsp. des Senats)

Nach OVG NW „naturschutzrechtlicher vertretbar“ Feldlerche nicht windenergiesensibel
(OVG NW, Urt. v. 24.8.2023 – 22 D 201/22.AK, juris Rn. 178 m.w.N. auf die Rsp. des Senats)



Störungsverbot – Störungsbegriff

Problem: Erfüllen mittelbare Störungen den Tatbestand?

◦ Z.B. Übertönung der Balzgeräusche durch Geräuschemissionen

◦ Keine abschließende Klärung in Rsp. des EuGH, in Rs. C-340/10 aber (+)
(EuGH, Urt. v. 15.3.2012, Kommission/Zypern, C- 340/10, Rn. 64, 50)

◦ Anders dagegen OVG RP 
(OVG RP, Urt. v. 27.4.2017 – 8 B 10738/17, juris Rn. 21, 
Urt. v. 14.10.2014 – 8 C 10233/14 juris, Rn. 67)



Störungsverbot – Populationsbezug

Problem: Verstößt Populationsbezug des BNatSchG gegen die Naturschutzrichtlinien?
◦ noch kein Verfahren gegen Deutschland

◦ EuGH hinsichtlich Habitatrichtlinie: Anwendung setzt kein Risiko voraus, dass Maßnahme den 
Erhaltungszustand verschlechtert (EuGH, Urt. v. 4.3.2021, Föreningen Skydda Skogen, verb. Rs. C-473/19 
und C-474/19, ECLI:EU:C:2021:166 Rn. 57)

◦ Nach dem BVerwG: Populationsbezug ergibt sich mit „hinreichender Deutlichkeit“ aus dem Wortlaut 
der Naturschutzrichtlinie (BVerwG, Beschl. v. 6.3.2014 – 9 C 6/12, juris Rn. 62)

◦ Nach dem BVerwG: Entscheidung des EuGH in Rs. C-473/19 und C-474/19 steht dem Populationsbezug 
in § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG nicht entgegen (BVerwG, Urt. v. 6.10.2022 – 7 C 4/21, juris Rn. 33 f.; noch 
offengelassen VGH Hessen, 11.1.2022 – 3 B 2278/21.T, juris Rn. 37)



Beschädigungs- und Zerstörungsverbot
Rechtsgrundlagen: Art. 12 Abs. 1 Buchst. d RL 92/43/EWG, Art. 5 Abs. 1 Buchst. b RL 
2009/147/EG, § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG

Geschützte Tierart: wild lebende Tier der besonders geschützten Arten

Verbotshandlung: Beschädigung oder Zerstörung einer Ruhe- und Fortpflanzungsstätten, § 44 
Abs. 1 Nr. 3, § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG

Privilegierung: Eingriffsvorhaben, insb. § 44 Abs. 5 S. 2 Nr. 3 BNatSchG bei der Betroffenheit von 
Arten des Anhang IV der Habitatrichtlinie oder europäischer Vogelarten

Ausnahme: Ausnahmegrund, Alternativenprüfung, keine Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes, Art. 16 RL 92/43/EWG, Art. 9 2009/147/EG, § 45 Abs. 7 BNatSchG



Beschädigungs- und Zerstörungsverbot
Problem: Erfüllen akustische oder optische Störungen mit Verdrängungswirkung den 
Tatbestand?

◦ Z.B. bau- oder betriebsbedingter Lärm

◦ Nach dem BVerwG:

◦ Überschneidungen zwischen Störungsverbot sowie Beschädigungs- und Zerstörungsverbot möglich
(in Bezug auf Trennwirkung bei Straßen BVerwG, Urt. v. 7.7.2022 - 9 A 1/21, 9 A 1/21 (9 A 8/18), juris Rn. 
111)

◦ Abgrenzung richtet sich nach Dauer der Verdrängungswirkung
(BVerwG, Urt. v. 7.7.2022 - 9 A 1/21, 9 A 1/21 (9 A 8/18), juris Rn. 111)

◦ Baubedingter Lärm nur vorrübergehend erfüllt Tatbestand nicht
(BVerwG, Urt. v. 18.3.2009 – 9 A 39/07, juris Rn. 86)

◦ Siehe aber auch zur Übertönung der Balzrufe der Waldschnepfe durch Geräuschsemmissionen WEA 
OVG RP, Urt. v. 27.4.2017 – 8 B 10738/17, juris Rn. 21



Beschädigungs- und Zerstörungsverbot
Problem: Sind die Begriffe Fortpflanzungs- und Ruhestätte funktionsbezogen auszulegen?

◦ Z.B. Schutz des einzelnen Höhlenbaumes oder des Verbundes (Fledermäuse)

◦ Nach BVerwG: Nur Schutz des einzelnen Bestandteiles, aber auf Ebene der Privilegierung 
funktionsbezogene Betrachtung und daher Schutz des Verbundes
(BVerwG, Urt. v. 18.3.2009 – 9 A 39/07, juris Rn. 69)

◦ Nach EuGH: Funktionsbezogene Auslegung
(EuGH, Urt. v. 28.10.2021, Magistrat der Stadt Wien, C-357/20, ECLI:EU:C:2021:881, Rn. 30 ff.)

◦ Nach OVG HE: Zweifel an der Rechtsprechung des BVerwG nach Entscheidung des EuGH
(OVG HE, Urt. v. 15.12.2021 – 3 C 1465/16.N, juris Rn. 228)

◦ Dagegen BVerwG: Zwar enge Auslegung auf Ebene des Zugriffsverbotes, Unionsrechtskonformität daher 
erst mit Anwendung der Privilegierung, insoweit aber vom Umsetzungsspielraum gedeckt
(BVerwG, Urt. v. 6.10.2022 – 7 C 4/21, juris Rn. 40)

◦ Zudem BVerwG: Fortpflanzungsstätte bei Fledermäusen beschränkt sich einzelne quartiergeeignete 
Habitatstrukturen (BVerwG, Urt. 31.3.2023 – 4 A 11/21, juris Rn. 91) 



Beschädigungs- und Zerstörungsverbot 
Rechtsprechungsüberblick

Fledermauskästen als CEF-Measures:

BVerwG, Urt. v. 31.3.2023 – 4 A 10721, juris Rn. 94 f.:
„Während […] im Wege einer generalisierenden und nicht artspezifischen Betrachtung von der 
Wirksamkeit von auf gehölzbewohnende Fledermausarten ausgerichteten Fledermauskästen 
ausgegangen worden […], wird in Fachkreisen nunmehr vermehrt eine artenbezogene 
Betrachtung angemahnt. […] Bei dieser Sachlage ist gerade angesichts der genannten Leitfäden 
nicht davon auszugehen, dass der generalisierende Ansatz weiterhin den aktuell besten 
wissenschaftlichen Erkenntnisstand widerspiegelt.“ (dem folgt VGH BW, Urt. v. 31.8.2023 – 14 S 
2140/22, juris Rn. 73)

→ Wirksamkeit von Fledermauskästen ist artspezifisch zu prüfen



Beschädigungs- und Zerstörungsverbot 
Rechtsprechungsüberblick

Vergrämung der Haselmaus

„Zur Vergrämung der Haselmaus kann im Einzelfall von einer vorherigen Aufwertung des 
Umfelds einer Windenergieanlage im Wald unter anderem abgesehen werden, wenn allein 
schon die fortschreitende Sukzession dazu führt, dass sich in dem angrenzenden Bereich 
geeignete Habitatstrukturen für diese Art entwickeln“ (OVG HE, Entscheidung v. 5.1.2023 9 B 
234/22.T, juris LS 1)

„Hierfür bedarf es konkreter und nachvollziehbarer fachgutachterlicher Feststellungen im 
Rahmen der Eingriffsplanung des Vorhabenträgers“ (OVG HE, Entscheidung v. 5.1.2023 9 B 
234/22.T, juris LS 2)

„Es entspricht dem aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand, dass ein Schutzkonzept zur 
Vergrämung der Haselmaus von den Eingriffsflächen für die Errichtung von Windenergieanlagen 
in der Regel eine vorherige Habitataufwertung des jeweiligen Anlagenumfeldes zu umfassen 
hat“ (OVG HE, Beschl. v. 11.5.2022 – 9 B 234/22.T, juris LS 1)



Fazit und Ausblick

- BNatSchG Novelle 2022 regelt naturschutzfachlich vertretbaren „Mindeststandard“:
◦ Verfahrensbeschleunigung

◦ Rechtssicherheit

- In der Rechtsprechung aber auch Entwicklung zur Flexibilisierung zur erkennen:
◦ Z.B. Liste mit anerkannten Schutzmaßnahmen nicht abschließend

- keine Standardisierung beim Störungsverbot sowie Beschädigungs- und Zerstörungsverbot:
◦ Maßstab bei Bewertung windenergiesensibel

- Sonstige Entwicklungen im besonderen Artenschutzrecht:
◦ Rechtssicherheit
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